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§ 8 Abs. 4 UWG, § 242 BGB, § 138 Abs. 1 ZPO 

 
Leitsatz: 

 

Die Geltendmachung von Unterlassungsansprüchen ist missbräuchlich i. S. d. § 8 Abs. 4 UWG und 

§ 242 BGB, wenn der Antragsteller versucht, den Erlass der einstweiligen Verfügung durch eine gro-

be Verletzung seiner prozessualen Wahrheitspflicht zu erschleichen. Das kann der Fall sein, wenn der 

Antragsteller seine Verpflichtung aus § 138 Abs. 1 ZPO, sich vollständig und wahrheitsgemäß zu 

erklären, dadurch verletzt, dass er lediglich vorträgt, der Antragsgegner habe auf Abmahnung keine 

Unterlassungserklärung abgegeben, und verschweigt, dass sich der Antragsgegner umfangreich dazu 

geäußert hat, weshalb die Abmahnung unberechtigt sei. 

 

OLG München, Urteil vom 8. Juni 2017 - 29 U 1210/17 

 

- Vorenthalten der Abmahnungserwiderung - 

 

 

zu Landgericht München I, Urteil vom 14. März 2017 - 33 O 2806/17 (BeckRS 2017, 124991) 

 

 

Aktenzeichen: 29 U 1210/17 

33 O 2806/17 Landgericht München I 
 

Verkündet am 08.06.2017 

Die Urkundsbeamtin: 
 

IM NAMEN DES VOLKES 

 

URTEIL 

 

In dem Rechtsstreit 

 

1) Dr. P.,  
 

- Antragsteller und Berufungsführer - 
 

 

2) P. PartG mbB,  
 

- Antragstellerin und Berufungsführerin - 
 

 

 

gegen 
 

 
 

1) F.,  
 

- Antragsgegnerin und Berufungsgegnerin - 
 
 

2) M. & Kollegen, Rechtsanwälte,  
 

- Antragsgegner und Berufungsgegner - 
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hat der 29. Zivilsenat des Oberlandesgerichts München durch Richter am Oberlandesgericht 

Cassardt sowie Richter am Oberlandesgericht Krapf und Richterin am Oberlandesgericht Dr. 

Holzinger auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 08.06.2017 

 

 

 

für Recht erkannt: 

 

I. Die Berufungen der Antragsteller gegen das Urteil des Landgerichts München I vom 

14.03.2017 werden zurückgewiesen. 

 

II. Die Antragsteller haben die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen. 
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Gründe: 

 

I. Von einem Tatbestand wird gemäß § 540 Abs. 2, § 313a Abs. 1 Satz 1 ZPO abgesehen. 

 

II. Die Berufungen der Antragsteller sind zulässig, aber nicht begründet.  

 

Die Geltendmachung der Unterlassungsansprüche in der konkreten Art und Weise im hiesigen 

einstweiligen Verfügungsverfahren war, soweit die Ansprüche auf UWG gestützt werden, ge-

mäß § 8 Abs. 4 UWG, im Übrigen nach den allgemeinen Grundsätzen von Treu und Glauben (§ 

242 BGB, vgl. BGH MMR 2012, 672 Tz. 21 – Missbräuchliche Vertragsstrafe) missbräuch-

lich. 

 

1. Gemäß § 8 Abs. 4 UWG ist die Geltendmachung von lauterkeitsrechtlichen Unterlassungsan-

sprüchen unzulässig, wenn sie unter Berücksichtigung der gesamten Umstände missbräuchlich 

ist, insbesondere wenn sie vorwiegend dazu dient, gegen den Zuwiderhandelnden einen An-

spruch auf Ersatz von Aufwendungen oder Kosten der Rechtsverfolgung entstehen zu lassen. 

 

a) Nach Auffassung des Senats ergibt sich aus den Gesamtumständen zwar nicht, dass es den 

Antragstellern bei Beantragung der einstweiligen Verfügung vorwiegend darum ging, Ansprü-

che auf Ersatz von Aufwendungen und Vertragsstrafen zu generieren. Auch wenn die in der 

vorformulierten Unterlassungserklärung enthaltene feste Vertragsstrafe von 20.000,00 € je Ver-

stoß vergleichsweise hoch ist und die Antragsteller für ihr außergerichtliches Tätigwerden in 

eigener Sache bei der Abmahnung zu Unrecht Rechtsanwaltsgebühren verlangt haben, hat der 

Senat in Anbetracht der Gefährlichkeit der von den Antragstellern beanstandeten Äußerungen 

für den weiteren geschäftlichen Erfolg der Antragsteller bei der Gewinnung und Fortführung 

von Mandaten geschädigter Anleger keinen Zweifel daran, dass es den Antragstellern in erster 

Linie um die Durchsetzung des Unterlassungsanspruchs selbst und nicht die Generierung von 

Kostenerstattungs- und Vertragsstrafenansprüchen geht. 

 

b) Die Geltendmachung der Ansprüche ist vorliegend aber missbräuchlich, weil die Antragstel-

ler versucht haben, den Erlass der einstweiligen Verfügung durch eine grobe Verletzung ihrer 

prozessualen Wahrheitspflicht zu erschleichen. Gemäß § 138 Abs. 1 ZPO haben die Parteien 

ihre Erklärungen über tatsächliche Umstände vollständig und der Wahrheit gemäß abzugeben. 

Statt in der Antragsschrift lediglich mitzuteilen, dass die Antragsgegner der Aufforderung zur 
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Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungserklärung nicht nachgekommen sind, waren die An-

tragsteller verpflichtet, mitzuteilen, dass die Antragsgegner die Ansprüche vorprozessual zu-

rückgewiesen haben, und das Schreiben der Antragsgegner vom 19.01.2017 (Anlage AG 2) 

vorzulegen. Wegen der Nichterwähnung des Antwortschreibens der Antragsgegner ist die An-

tragsschrift dahingehend zu verstehen, dass eine Reaktion der Antragsgegner auf die Abmah-

nung nicht erfolgt ist. 

 

Dieser Verstoß gegen die prozessuale Pflicht zu vollständigen und wahrheitsgemäßen Erklä-

rungen wiegt vorliegend deswegen besonders schwer, weil die Antragsgegner ausdrücklich den 

Erlass einer einstweiligen Verfügung ohne mündliche Verhandlung beantragt und ausgeführt 

hatten, der unkollegialen, unseriösen und rechtswidrigen Praxis der Antragsgegner sei durch 

sofortige einstweilige Verfügung Einhalt zu gebieten, und überdies die Antragsgegner im 

Schreiben vom 19.01.2017 die Antragsteller in Fettdruck darauf hingewiesen hatten, dass das 

Schreiben gemäß § 138 Abs. 1 ZPO, § 263 StGB dem Gericht unaufgefordert vorzulegen sei. 

 

Dass die Antragsgegner eine Schutzschrift unter Beifügung des Schreibens vom 19.01.2017 

hinterlegt hatten und das erstinstanzliche Gericht somit auch ohne Vorlage des Schreibens vom 

19.01.2017 durch die Antragsteller dieses würdigen konnten, ist für die Beurteilung der Miss-

bräuchlichkeit im vorliegenden Fall unerheblich. Die Antragsteller hatten bei Einreichung des 

Antrags auf Erlass der einstweiligen Verfügung am 20.01.2017 von der Hinterlegung der 

Schutzschrift keine Kenntnis und haben von dieser erst am 31.01.2017 erfahren. In Anbetracht 

des ausführlichen Schreibens vom 19.01.2017 und des ausdrücklichen Hinweises auf die Vor-

lagepflicht sprach aus Sicht der Antragsteller sogar viel dafür, dass die Antragsgegner nicht 

zusätzlich noch die Hinterlegung einer Schutzschrift für erforderlich erachten würden. Maßgeb-

lich für die Missbräuchlichkeit des Vorgehens der Antragsteller ist nicht, ob das rechtliche Ge-

hör der Antragsgegner tatsächlich verletzt worden ist, sondern, dass die Antragsteller versucht 

haben, sich unter planmäßig-gezielter Gehörsvereitelung einen Titel zu erschleichen (vgl. KG 

GRUR-RR 2017, 128 zum Rechtsmissbrauch beim Forum-Shopping). 

 

Die Nichtvorlage des Schreibens der Antragsgegner vom 19.01.2017 ist auch nicht etwa auf ein 

Kanzleiversehen zurückzuführen. Die Antragsteller führen zwar aus, der Antragsteller zu 1) 

habe angeordnet habe, dass die bereits diktierte und „gegengezeichnete“ Antragsschrift bei 

fristgemäßem Eingang einer Unterlassungserklärung nicht hätte versandt werden sollen; dass 

das Schreiben vom 19.01.2017 versehentlich nicht beigefügt worden sei, behaupten sie jedoch 
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nicht. Sie berufen sich vielmehr darauf, die Bearbeitung des am 19.01.2017 um 16.25 Uhr ein-

gegangenen Schreibens sei vor Einreichung des Antrags auf Erlass der einstweiligen Verfügung 

am 20.01.2017 unzumutbar gewesen. Es ist indes ohne Belang, ob den Antragstellern eine „Be-

arbeitung“ des Schreibens vom 19.01.2017 noch bis 20.01.2017 zumutbar war. Soweit den An-

tragstellern eine „Bearbeitung“ des Schreibens vom 19.01.2017 bis zur geplanten Einreichung 

des Antrags auf Erlass der einstweiligen Verfügung am 20.01.2017 nicht möglich gewesen sein 

sollte, hatten sie die Möglichkeit, das Schreiben vom 19.01.2017 „unbearbeitet“, nur mit dem 

Hinweis, dass eine Unterlassungserklärung nicht abgebeben worden sei, mit dem Verfügungs-

antrag einzureichen. Sie hätten sich auch dafür entscheiden können, den Verfügungsantrag erst 

einige Tage später als geplant einzureichen, nachdem ihnen eine „Bearbeitung“ des Schreibens 

vom 19.01.2017 möglich war. Den Verfügungsantrag wie geplant am 20.01.2017 aber ohne das 

Schreiben vom 19.01.2017 einzureichen, verletzt das Gebot aus § 138 Abs. 1 ZPO zum voll-

ständigen Sachvortrag und war daher unzulässig. 

 

Auch eine Gesamtwürdigung aller Umstände ergibt nicht, dass der Versuch der Titelerschlei-

chung vorliegend nicht als missbräuchlich anzusehen wäre. Zwar haben die Antragsgegner mit 

dem Schreiben vom 11.01.2017 (Anlage Ast 2) wohl gegen die Regeln des lauteren Wettbe-

werbs verstoßen und potentiell den weiteren beruflichen Erfolg der Antragsteller gefährdet. 

Gleichwohl stehen den Antragstellern die zivilprozessualen Instrumentarien gegen das Vorge-

hen der Antragsgegner nur unter Beachtung der grundlegenden Verfahrensregeln zur Verfü-

gung. Der Versuch der Erschleichung eines Titels durch einen groben Verstoß gegen die pro-

zessuale Wahrheitspflicht ist auch dann missbräuchlich, wenn der geltend gemachte Anspruch 

materiell berechtigt ist. 

 

2. Soweit die Antragsteller die Unterlassungsansprüche auf § 1004 Abs. 1 i.V.m. § 823 Abs. 1 

und Abs. 2 BGB stützen, ist die Geltendmachung der Unterlassungsansprüche im Verfügungs-

verfahren aufgrund der gleichen Erwägungen nach den allgemeinen – auch im Prozessrecht 

anwendbaren (vgl. BVerfGE 104, 220 [232]; BGH NJW 2013, 1369 Tz. 9 m.w.N.) - Grundsät-

zen von Treu und Glauben (§ 242 BGB) missbräuchlich. 

 

 

III. Zu den Nebenentscheidungen: 

 

1. Die Entscheidung über die Kosten beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. 
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2. Für die Zulassung der Revision ist im Streitfall, dem ein Verfahren auf Erlass einer einstwei-

ligen Verfügung zugrunde liegt, kein Raum (vgl. § 542 Abs. 2 Satz 1 ZPO). 

 

 

 

 
 

 

Cassardt Krapf Dr. Holzinger 

Richter Richter Richterin 

am Oberlandesgericht am Oberlandesgericht am Oberlandesgericht 


